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79. 
Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 und Ziff. 6 SchKG. 
Art. 271 Abs. 3 SchKG. Art. 57 ZPO. 
Wer über einen definitiven Rechtsöffnungs­
titel verfügt, kann sich nicht auf den Ar­
restgrund von Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 SchKG 
(Ausländerarrest) berufen (Erw. 1). Das 
Gericht prüft von Amtes wegen, ob ein 
nicht ausdrücklich angerufener Arrestgrund 
vorliegt (Erw. 2.2). Prüfung der Frage, ob 
die Voraussetzungen des nicht angerufe­
nen Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 SchKG gegeben 
sind: Art. 271 Abs. 3 SchKG stellt eine Zu­
ständigkeitsnorm dar, die nicht besagt, 
dass LugÜ-Entscheide vorab zwingend 
(als Hauptfrage) vollstreckbar erklärt wer­
den müssten. Wie bei einem Schieds- oder 
Nicht-LugÜ-Entscheid müsste ein Arrest­
gesuch folglich auch ohne ausdrücklichen 
Antrag auf Vollstreckbarerklärung bewil­
ligt werden, wenn gestützt auf einen LugÜ-
Entscheid Forderung und Arrestgegen­
stände glaubhaft gemacht worden sind. 
Der Gewährung des Arrests steht indes die 
bundesgerichtliche Auffassung entgegen, 
wonach ein LugÜ-Entscheid nur dann 
einen definitiven Rechtsöffnungstitel im 
Sinne von Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 SchKG 
darstellt, wenn er zuvor (hauptfrageweise) 
vollstreckbar erklärt worden ist (Erw. 3.3 
bis 3.5). Substanziierungsanforderungen 
im Arrestverfahren (Erw. 4). 

Sachverhalt: 
Mit Eingabe vom 9. Februar 2015 stellte 

der Gesuchsteller das Gesuch, das Lohnein­
kommen des (in Deutschland wohnhaften) 
Gesuchsgegners bei der H. AG (mit Sitz in 
der Stadt Zürich) sei gestützt auf Art. 271 
Abs. 1 Ziff. 4 SchKG für eine Forderung von 
Fr. 14 582.16 zu verarrestieren. 

(Aus den Erwägungen:) 
«2. Arrestgrund von Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 

SchKG 
Der Gesuchsteller scheint sein Arrestge­

such auf die vollstreckbare Ausfertigung des 
Versäumnisbeschlusses des Amtsgerichts W. 
vom 24. April 2014 zu stützen. Dabei handelt 
es sich um einen definitiven Rechtsöffnungs­

titel. Ist ein solcher gegeben, bietet das Ge­
setz den Arrestgrund von Art. 271 Abs. 1 
Ziff. 6 SchKG an. Der Gesuchsteller beruft 
sich nicht auf diesen Arrestgrund, sondern 
einzig auf Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 SchKG. 
Dabei übersieht er, dass dieser Arrestgrund 
gemäss dem Wortlaut der Bestimmung nur 
dann infrage kommt, <wenn ... kein anderer 
Arrestgrund gegeben ist>. Stützt sich der Ge­
suchsteller auf einen definitiven Rechtsöff­
nungstitel, ist ein anderer Arrestgrund gege­
ben. Dies schliesst einen Arrest gestützt auf 
diese Ziffer aus. Das Bundesgericht gelangt 
zum selben Schluss. Es hält im Entscheid 139 
III 135 (5A_335/2012) vom 21. Dezember 
2012 (auf Deutsch übersetzt) Folgendes fest1: 

Durch die neue Ziff. 6 wird [...] der Ver­
weis auf die vollstreckbaren Urteile, den 
Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 in seiner alten Fassung 
[...] vorsah, überflüssig. Denn wenn ein sol­
ches Urteil vorliegt, ist der Arrestgrund von 
Ziff. 6 gegeben [...] Folglich wurde der Satz­
teil <oder auf einem vollstreckbaren gericht­
lichen Urteil> gestrichen. 

Weiter unten bekräftigt das Bundes­
gericht2:. 

Es muss [...] anerkannt werden, dass die 
neue Ziff. 4 von Art. 271 Abs. 1 SchKG [...] 
keine Lücke enthält. 

Das Bundesgericht folgt somit dem Wort­
laut und Inhalt des Gesetzes und lässt bei 
Vorliegen eines Rechtsöffnungstitels nur 
den Arrestgrund von Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 
SchKG gelten. Das Zürcher Obergericht, 
II. Zivilkammer, vertritt eine andere Auffas­
sung3. Diese lässt sich aber weder mit dem 
Gesetz noch mit der Auffassung des Bundes­
gerichts in Einklang bringen. Immerhin räumt 
auch das Obergericht, II. Zivilkammer, in 
einem neueren Entscheid ein, dass das Bundes­
gericht wohl abweichend entscheiden würde4. 

1 Pra 2013 Nr. 69 Erw. 4.3.2 S. 518. 
2 Pra 2013 Nr. 69 Erw. 4.5.2 S. 520 unten. 
3 Urteil vom 27. November 2013, PS130190, 

S. 4/5 Ziff. 3.3. 
4 Urteil vom 18. Dezember 2014, PS140239, 

S. 10 Ziff. 5.2. 
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Das Obergericht begründet aber nicht, warum 
es der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
nicht folgt, obwohl diese überzeugt. Der Hin­
weis im Obergerichtsentscheid auf die wohl 
abweichende Auffassung des Bundesgerichts 
und die fehlende Begründung der bisherigen 
Auffassung könnten immerhin darauf hin­
deuten, dass es eine Praxisänderung in Be­
tracht zieht. 

Zu ergänzen bleibt, dass ein Gläubiger 
möglicherweise gestützt auf einen noch nicht 
vollstreckbaren ausländischen Entscheid seine 
Forderung mit einem Arrest sichern will. In 
diesem Fall fehlt es an einem definitiven 
Rechtsöffnungstitel und der Arrestgrund 
von Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 SchKG kann nicht 
angerufen werden. Da in diesem Fall <kein 
anderer Arrestgrund gegeben ist>, kann sich 
der Gläubiger hier auf Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 
SchKG berufen. Das Gericht wird dann zu 
prüfen haben, ob die Forderung gestützt auf 
den erstinstanzlichen Entscheid glaubhaft er­
scheint. Dies dürfte in der Regel zutreffen. 
Im vorliegenden Fall geht aber der Gläubiger 
davon aus, dass der angerufene Entscheid 
vollstreckbar ist. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass 
ein anderer Arrestgrund zur Verfügung 
stünde, eine Arrestlegung nach dem subsi­
diären Arrestgrund von Ziffer 4 somit aus­
scheidet. 

3. Arrestgrund von Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 
SchKG 

3.1 Wie erwähnt, beruft sich der Gesuch­
steller nicht auf den Arrestgrund von Art. 271 
Abs. 1 Ziff. 6 SchKG. Es fragt sich, ob das 
Gericht dennoch zu prüfen hat, ob ein Arrest 
gestützt auf diese Bestimmung infrage kommt. 

3.2 Das Obergericht .des Kantons Zürich, 
II. Zivilkammer, hatte abweichend vom Be­
zirksgericht zunächst in einigen Entscheiden 
die Auffassung vertreten, das Gericht habe 
sich nur mit jenen Arrestgründen zu befas­
sen, auf die sich eine Partei stütze5. In einem 
neueren Entscheid hat es diese Praxis aber 

5 PS120035 Erw. 4.2, PS110169 Erw. III/4. 

aufgegeben6. Da das Recht von Amtes wegen 
anzuwenden ist (Art. 57 ZPO), überzeugt die 
neue Rechtsauffassung. Deshalb bleibt zu 
prüfen, ob dem Arrest gestützt auf Art. 271 
Abs. 1 Ziff. 6 SchKG stattzugeben ist. 

3.3 Der Gesuchsteller beruft sich auf einen 
Entscheid, dessen Vollstreckbarkeit sich nach 
dem neuen LugÜ richtet. Gemäss Art. 271 
Abs. 3 SchKG entscheidet das [Arrest-]Ge-
richt in einem solchen Fall auch über die Voll­
streckbarkeit der Entscheide7. Bei Art. 271 
Abs. 3 SchKG handelt es sich um eine Zu­
ständigkeitsnorm. Der Gesetzgeber wollte 
aufgrund der bisherigen Erfahrungen und 
mit dem Ziel der Vereinheitlichung und Be­
schleunigung des Verfahrens sicherstellen, 
dass die Kantone für das Vollstreckbarerklä-
rungs- und das Arrestbewilligungsverfahren 
ein einziges Gericht für zuständig erklären, 
nicht zwei unterschiedliche Gerichte, etwa 
ein Vollstreckbarerklärungs- und ein Arrest­
gericht. Ausgehend von dieser Überlegung 
sollte es dem Gesuchsteller bei Vorliegen eines 
LugÜ-Entscheides freistehen, ob er dessen 
Vollstreckbarerklärung und den Arrest ver­
langt (Variante 1) oder ob er sich mit der vor­
frageweisen Prüfung der Vollstreckbarkeit 
im Rahmen des Arrestverfahrens begnügt 
(Variante 2). Mit Variante 2 erwirkte er eben­
so einfach, schnörkellos und kostengünstig 
einen Arrest wie ein Gesuchsteller, der sich 
auf einen Nicht-LugÜ-Entscheid oder einen 

6 Obergericht des Kantons Zürich, II. Zivil­
kammer, Urteil vom 18. Dezember 2014, S. 6 
Ziff. 4.3. 

7 Art. 271 Abs. 3 SchKG lautet wörtlich wie 
folgt: <Im unter Absatz 1 Ziffer 6 genannten 
Fall entscheidet das Gericht bei ausländischen 
Entscheiden, die nach dem Übereinkommen 
vom 30. Oktober 2007 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll­
streckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen zu vollstrecken sind, auch über 
deren Vollstreckbarkeit.> 
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Schiedsentscheid stützen kann8. Damit Hesse 
sich das stossende Ergebnis verhindern, dass 
ein <LugÜ-Gesuchstellen schlechtergestellt 
wird als ein Gesuchsteller, der sich auf einen 
Nicht-LugÜ-Entscheid oder einen Schieds­
entscheid beruft. Mit Variante 2 verbunden 
wäre auch der Gleichlauf mit der nach herr­
schender Lehre im Rechtsöffnungsverfahren 
möglichen Lösung, die Vollstreckbarkeit des 
ausländischen Entscheids nur vorfrageweise 
überprüfen zu lassen, statt (hauptfrageweise) 
dessen Vollstreckbarerklärung zu verlangen. 
Die Lösung wäre LugÜ-konform, weil der 
Staatsvertrag der Schweiz nicht verbietet, dem 
Gesuchsteller auch ohne vorgängige Voll­
streckbarerklärung Sicherungsmittel nach dem 
eigenen Recht zur Verfügung zu stellen, son­
dern dies sogar vorsieht (Art. 47 Abs. 1 LugÜ). 

Zu der mit Variante 1 verbundenen 
Schlechterstellung (Notwendigkeit der haupt­
frageweisen Vollstreckbarerklärung) ist an­
zufügen, dass es zwar angesichts der Erleich­
terungen des neuen LugÜ wenig anspruchsvoll 
erscheint, die Vollstreckbarerklärung zu 
erwirken. In der Praxis ergeben sich aber in 
diesem Zusammenhang doch recht häufig 
Probleme, dass etwa die gesuchstellende Par­
tei vergisst, die notwendige Bescheinigung 
einzureichen oder dass Bescheinigungen ein­
gereicht werden, die nicht vollständig aus­
gefüllt und deshalb untauglich sind9. Zudem 
führt der Zwang zur hauptfrageweisen Voll­
streckbarerklärung zu höheren Kosten, zum 

8 In BGE 139 III 135 Erw. 4.5.2 (= Pra 2013 
Nr. 69 Erw. 4.5.2) hielt das Bundesgericht fest, 
dass es nicht willkürlich sei, wenn der Ar­
restrichter (bloss) vorfrageweise über die 
Vollstreckbarkeit eines ausländischen <Nicht-
Lugano>-Entscheids urteilen müsse. 

9 Siehe Art. 54 und 58 LugÜ, Anhang V des 
LugÜ; Zudem kommt es nicht selten vor, dass 
der nach Variante 1 zwingend erforderliche 
Antrag auf ein separates Exequatur fehlt oder 
zumindest unklar ist (z.B. wegen widersprüch­
licher Angaben im Arrestgesuch), ob ein sol­
cher Antrag vorliegt oder der Arrestgläubiger 
bloss die (nach Variante 1 ungenügende) inzi-
dente Prüfung der Vollstreckbarkeit verlangt 
hat. 

einen, weil sie zu einer Gesuchshäufung führt, 
zum andern, weil die Höhe der Entscheid­
kosten bei der Vollstreckbarerklärung kanto­
nal geregelt ist (Art. 96 ZPO) und damit nicht 
so moderat ausfällt wie im Arrestverfahren, 
in dem sich die Gebühren nach der ein­
schlägigen Verordnung zum SchKG richten 
(s.Art. 48 GebV SchKG). 

Das Bundesgericht vertritt allerdings eine 
andere als die hier vertretene Auffassung. 
Es kommt zunächst zum (überzeugenden) 
Schluss, dass bei Nicht-LugÜ- und Schieds-
entscheiden eine vorfrageweise Prüfung der 
Vollstreckbarkeit möglich sei, um dann Fol­
gendes festzuhalten10: 

Eine andere Lösung ist[...] gemäss Art. 271 
Abs. 3 SchKG für die <Lugano>-Urteile mass­
gebend, aber sie ist durch die erleichterten 
Voraussetzungen zur Erlangung des Exequa­
turs gerechtfertigt. 

Das Bundesgericht setzt somit im LugÜ-
Bereich eine Vollstreckbarerklärung voraus. 
Dies führt im Resultat zu der bereits er­
wähnten nicht zu rechtfertigenden Schlech­
terstellung von Gesuchstellern, die sich auf 
LugÜ-Entscheide stützen, obwohl diese ge­
mäss dem Tenor des Staatsvertrags privile­
giert statt diskriminiert werden müssten und 
obwohl Art. 47 Abs. 1 LugÜ ausdrücklich 
vorsieht, dass der Gesuchsteller die im Staat 
zur Verfügung gestellten Sicherungsmittel in 
Anspruch nehmen darf. 

3.4 Richtigerweise müsste dem Arrestge­
such somit gestützt auf Art. 271 Abs. 1 Ziff. 6 
SchKG stattgegeben werden. Es ist jedoch 
vonseiten einer ersten Instanz aus Gründen 
der Rechtssicherheit nicht angezeigt, von der 
höchstrichterlichen und erst kürzlich publi­
zierten Auffassung abzuweichen, auch wenn 
es sich hierbei nur um ein obiter dictum han­
delte und die Auffassung des Bundesgerichts 
nicht näher begründet wird. Der Versuch des 
Zürcher Obergerichts, das gewünschte Re­
sultat über Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 SchKG zu 
erreichen, ist unter diesen Umständen zwar 
verständlich, überzeugt aber aus den in Er-

10 Pra 2013 Nr. 69 Erw. 4.5.2 S. 521 Zeilen 11 bis 
13. 

ZR114 (2015) -311- 79. 

wägung 2 angestellten Überlegungen heraus 
nicht. 

3.5 Der vom Gesuchsteller eingereichte 
Entscheid ist1 soweit ersichtlich für die 
Schweiz noch nicht vollstreckbar erklärt 
worden. Von Amtes wegen kommt eine Voll­
streckbarerklärung nach ständiger und über­
zeugender Rechtsprechung des Zürcher 
Obergerichts, II. Zivilkammer, nicht infrage11. 
Der Arrest scheitert somit an der vom Bun­
desgericht verlangten vorgängigen Vollstreck­
barerklärung jenes Entscheides, auf den sich 
der Gesuchsteller beruft. Sein Gesuch ist 
folglich abzuweisen. 

4. Ungenügende Substanziierung 
Der Vollständigkeit halber ist anzumerken, 

dass die Obliegenheit des Arrestgläubigers 
zur Begründung des Arrestgesuchs voraus­
setzt, dass er sämtliche für die Gutheissung 
des Gesuchs relevanten Tatsachen behauptet 
und zu jeder relevanten Behauptung auf die 
jeweils einschlägige Gesuchsbeilage verweist 
(Prinzip der Beweisverbindung)12. In Bezug 
auf die Begründung der Arrestforderung be­
deutet dies, dass er - ausgehend vom Forde­
rungstitel - im Gesuch in nachvollziehbarer 
Weise darlegt, wie sich die geltend gemachte 
Arrestforderung zusammensetzt. Bei perio­
dischen Forderungen ist anzugeben, auf wel­
chen Zeitraum sich die Arrestforderung be­
zieht. Im Falle von Teilzahlungen ist nicht 
nur deren Höhe anzugeben, sondern sind 
auch die Valutadaten der Zahlungen im Ge­
such aufzuführen. 

Vorliegend begründet der Gesuchsteller 
zwar im Gesuch, aus welchen drei Positionen 
die Summe von Fr. 14 582.16 resultiert. Er tut 
aber weder dar, wie er auf die drei Beträge 
kommt noch auf welchen Titel er sich hierfür 
stützt. Wegen der in diesem Verfahren gel­
tenden Verhandlungsmaxime (e contrario 
Art. 254 ZPO) wäre es grundsätzlich nicht 
Aufgabe des Gerichts, in den Beilagen nach­
zuforschen, wie der Gesuchsteller die Be­

träge wohl errechnet haben könnte. Nach 
Auffassung des Zürcher Obergerichts, II. Zi­
vilkammer, gehört das im Absatz zuvor er­
wähnte Prinzip der Beweis Verbindung gar 
zum verfahrensrechtlichen Basiswissen>13, 
was auch gerichtliches Nachfragen im Sinne 
von Art. 56 ZPO verbietet14. Liesse man diese 
Verfahrensgrundsätze beiseite, stiesse man 
in den Beilagen für die Forderungsberech­
nung zwar auf die Aufstellungen der er­
brachten Leistungen für A. D. und B. D., die 
Aufschluss gäben, wie sich die in der Ge­
suchsbegründung aufgeführten Unterhalts­
beiträge zusammensetzen. Wie der Gesuch­
steller von den im Versäumnisbeschluss 
zugesprochenen Forderungen zu den in den 
Aufstellungen aufgeführten Zahlen kommt, 
wird daraus aber nicht ersichtlich. Das Ge­
such müsste somit aus diesen Überlegungen 
heraus auch wegen ungenügender Substan­
ziierung und wegen der Verletzung des Prin­
zips der Aktenverbindung abgewiesen werden. 

Bezirksgericht Zürich, Einzelgericht Audienz 
Urteil vom 12. Februar 2015 
EQ150028 
(Mitgeteilt von lie. iur. R. Egli) 

PS110169, PS130058, Reiser/Jent-Sqrensen, 
SJZ107 S. 453 ff. 
Überzeugend: OGer. ZH, II. ZK, PF140061, 
vom 30. Januar 2015. 

Urteil vom 29. September 2014, LF140052, 
Erw. 4.7. 
BGer 5A_462/2013, Urteil vom 12. November 
2013, Erw. 3. 


